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Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Evers, Dr. Schäuble, Vogel (Ennepetal), Tillmann, Frau Hürland, 
Spilker, Dr. Müller (München), Weber (Heidelberg), Biehle, Dr. Kraske, Eilers 
(Wilhelmshaven) und der Fraktion der CDU/CSU 
zur Großen Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP betr. Sportpolitik 
- Drucksachen 7/1680, 7/2592 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. im Zusammenwirken mit dem Bundesrat den gemeinnüt- 
zigen Sportvereinen für den Amateursport die sogenannte 
Spendenbescheinigungskompetenz einzuräumen; die Rege- 
lung ist so zu treffen, daß Umgehung und Mißbräuche aus- 
geschlossen sind; 

2. dem Deutschen Bundestag baldmöglichst zu berichten, bis 
wann die Zusagen der Vertreter der Bundesregierung ein- 
gelöst und die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
daß Einnahmen aus nebenberuflicher Tätigkeit im Sport 
(z. B. als Organisations-, Jugend-, Übungsleiter oder Stun- 
dentrainer) in der Weise steuerlich behandelt werden, daß 
für solche Einnahmen Werbungskosten /Betriebsausgaben 
bis zu 1200 DM jährlich, aber nicht mehr als 25®/o der tat- 
sächlich erzielten Einnahmen, ohne Einzelnachweis aner- 
kannt werden; 

3. zu beschließen, daß der Bundesminister des Innern in Ver- 
handlungen mit dem Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen darauf hinwirkt, daß eine jährliche Sportbrief- 
marke ~ mindestens aber eine alle vier Jahre neu aufzu- 
legende Olympiabriefmarke - mit Zuschlägen zugunsten des 
Sports unter wesentlicher Beteiligung der Stiftung Deutsche 
Sporthilfe weitergeführt wird; 

4. sportliche Jugendbildung im Rahmen der Förderungspro- 
gramme des Bundesjugendplanes in einem auf die Mitglie- 
derzahlen der Jugendorganisationen bezogenen Verhältnis 
gleichwertig wie politische Bildung zu fördern; 

5. geeignete Schritte zu ergreifen, um zu gewährleisten, daß 
die Spitzenverbände des Sports auf Bundesebene im Gesetz- 
gebungsverfahren als Vertreter des öffentlichen Interesses 
frühzeitig, d. h. im Stadium des Referentenentwurfs, Gele- 
genheit zur Stellungnahme zu allen sportrelevanten Geset- 
zen erhalten; 
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6. für den Entwurf eines Hochschulrahmengesetzes dem Bun- 
destag eine Ergänzung vorzuschlagen, die die Möglichkeit 
eröffnet, daß die Bundesländer die Zulassung zum Studium 
auch für sogenannte Härtefälle durch Rechtsverordnung 
regeln können und daß gleichzeitig eine Möglichkeit eröff- 
net wird, Spitzensportler unter bestimmten Bedingungen im 
Einzelfall bei der Entscheidung über die Zulassung zum Stu- 
dium als Härtefälle anzuerkennen. 


Bonn, den 13. November 1974 


Dr. Evers 
Dr. Schäuble 
Vogel (Ennepetal) 

Tillmann 
Frau Hürland 
Spilker 

Dr. Müller (München) 

Weber (Heidelberg) 

Biehle 
Dr. Kraske 

Eilers (Wilhelmshaven) 
Carstens, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 

Viele Millionen Mitbürger finden im Sport 

— aktive Erholung durch Freude am Spiel und an der Be- 
wegung, 

— körperliche Fitness und Gesundheitsvorsorge und nicht zu- 
letzt 

^ — einen Ausweg aus der Vereinsamung in unserer Gesell- 
schaft. 

Die Bedeutung des Sports hat erheblich zugenommen. Seine 
bildungs-, gesundheits- und sozialpolitischen Funktionen sind 
anerkannt, und über seinen hohen Stellenwert in unserer Ge- 
sellschaft besteht weitgehend Übereinstimmung. Sport ist im 
besonderen Maße geeignet, zur Selbstfindung des Menschen 
beizutragen und ihn auf das Leben in Staat und Gesellschaft 
vorzubereiten. 

Die Fraktion der CDU/CSU vertraut auf die Bereitschaft und die 
Fähigkeit der freien Träger des Sports, ihre Aufgaben in eige- 
ner Verantwortung und Selbstverwaltung zu erfüllen. Im Sinne 
des Subsidiaritätsprinzips muß der Staat Vereine und Verbände 
im Sport fördern und bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unter- 
stützen. 

Durch indirekte und administrative Hilfen der öffentlichen Hand 
kann zusätzlich die Unabhängigkeit des Sports gewährleistet 
werden, die neuerdings auch durch enge Kooperationen mit der 
Wirtschaft gefährdet scheint. 

Der Rang, den wir dem Sport beimessen, verbietet es, Probleme 
des Sports isoliert von anderen unserer Gesellschaft zu betrach- 
ten. Daher halten wir es für unbedingt erforderlich, daß die Be- 
lange des Sports in allen relevanten Gesetzen berücksichtigt 
werden und seinen Repräsentanten die Möglichkeit gegeben 
wird, frühzeitig ihre Vorstellungen in die Beratungen einfließen 
zu lassen. 

Die sich nicht nur in den großen Mitgliederzahlen der Sport- 
jugend niederschlagende Bereitschaft junger Menschen, Sport zu 
treiben, entspricht der Pluralität jugendlichen Engagements. 
Sportliche Jugendbildung ist daher als eigenständig und gleich- 
rangig neben der politischen, kulturellen und sozialen Jugend- 
bildung anzuerkennen und zu fördern. 

In einer Leistungsgesellschaft kann und will der Sport keine 
leistungsfreie Oase sein, denn Leistung gehört wesensimmanent 
zum Sport. Der Sport bietet dem Menschen die Chance, leisten 
zu können ohne leisten zu müssen. Die Förderung der Lei- 
stungsbereitschaft ist Aufgabe unserer Gesellschaft. Der Staat 
kommt dieser Aufgabe durch gezielte Förderungsprogramme 
nach, ohne sich jedoch voll der sozialen Verantwortung für den 
Hochleistungssportler bewußt zu sein. Dauer und Intensität des 
Trainings der Leistungs- und Hochleistungssportier bedingen 
oftmals die Zurückstellung persönlicher Wünsche und den Ver- 
:zicht auf berufliche Chancen. Dies gilt nicht zuletzt für Schüler 
und Studenten, aber auch für bereits Berufstätige. 
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Hochleistungssportler, die sich um einen Studienplatz in einer 
zulassungsbeschränkten Fachrichtung bemühen, sind im Rah- 
men des Zulassungsverfahrens nach dem Staatsvertrag dadurch 
Nachteilen ausgesetzt, daß sie infolge des Trainings und des 
sportlichen Einsatzes in der Regel Zeit für die schulische Vor- 
bereitung verlieren. Dadurch sind sie nicht immer in der Lage, 
die Leistungen zu erbringen, die sie ohne Konzentration auf 
den Hochleistungssport im schulischen Bereich erbracht hätten. 
Diese Benachteiligung, die gleichzeitig zu einer Minderung des 
Leistungsstrebens führt, muß unserer Meinung nach beseitigt 
werden. Die Anerkennung als Härtefälle scheint gerecht. 

Die vorgenannten Anträge befinden sich in Übereinstimmung 
mit den Empfehlungen der Deutschen Sportkonferenz: 

zu 1. 

Empfehlung vom 23. Juni 1972, gefaßt mit den Stimmen des 
Vertreters der Bundesregierung und der Landesregierungen; 

zu 2. 

Empfehlung vom 10. Mai 1974, unter Beteiligung der Bundes- 
regierung und der Landesregierungen mit 41 Stimmen bei zwei 
Enthaltungen angenommen; 

zu 3. 

Empfehlung vom 18. Oktober 1974 bei fünf Enthaltungen ange- 
nommen; 

Ezu 6. 

Empfehlung vom 10. Mai 1974 bei zwei Enthaltungen ange- 
nommen. 
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